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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 
Vorschiag einer Richtiinie des Rates zur Angieichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgiiedstaaten über den Anbau der 
Beieuchtungs- und Lichtsignaieinrichtungen für Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger 

— Drucksache 7/1523 — 


A. Zielsetzung 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft kann durch die Vereinheitlichung der entsprechen- 
den Konstruktionsvorschriften erleichtert werden. Eine Verein- 
heitlichung dient auch der Verkehrssicherheit. 


B. Lösung 

Durch eine Richtlinie sollen einheitliche Vorschriften für die 
Anbringung von Beieuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen an 
Kraftfahrzeugen geschaffen werden. 

Einmütige Billigung im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/1837 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Wende 


Der in der Drucksache 7/1523 enthaltene Richt- 
linienentwurf würde mit Schreiben des Präsidenten 
des Deutschen Bundestages vom 23. Januar 1974 
dem Ausschuß für Verkehr zur Beratung überwiesen. 
Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
20. März 1974 behandelt. 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft wird zur Zeit noch durch 
unterschiedliche Konstruktionsvorschriften behin- 
dert. Ziel des vorliegenden Richtlinienvorschlages 
ist es, diese Vorschriften bezüglich der Anbringung 
von Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen an 
Kraftfahrzeugen zu vereinheitlichen. Diese Verein- 
heitlichung dient auch der Verkehrssicherheit. Die 
geplante Richtlinie betrifft unter anderem die An- 
bringung von Scheinwerfern, Fahrtrichtungsanzei- 
gern, Bremsleuchten, Warnblinklichtern, Nebel- 


scheinwerfern und Parkleuchten. Bezüglich dieser 
Einrichtungen wird die von allen Mitgliedstaaten 
anerkannte EWG-Betriebserlaubnis für Kraftfahr- 
zeuge dann erteilt, wenn die Vorschriften der Richt- 
linie beachtet worden sind. 

Der Ausschuß für Verkehr hat keine Bedenken 
gegen den sachlichen Inhalt der Vorlage und schlägt 
daher Kenntnisnahme vor. Er hält es jedoch für er- 
forderlich, in Brüssel darauf hinzuwirken, daß für 
Kraftfahrzeuge jeweils nur zwei Scheinwerfer für 
Fernlicht zugelassen werden, um ein einheitliches 
Signalbild für alle Fahrzeuge zu erzielen. Es be- 
deutet eine Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit 
und eine Belästigung anderer Verkehrsteilnehmer, 
wenn einzelne Kraftfahrer an ihrem Fahrzeug ganze 
Lichtorgeln von Beleuchtungskörpern anbringen. 


Bonn, den 20. März 1974 


Wende 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Richtlinienvorschlag — Drucksache 7/1523 — wird Kenntnis ge- 
nommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzuwirken, daß für Kraftfahr- 
zeuge nur zwei Scheinwerfer für Fernlicht zugelassen werden, damit ein ein- 
heitliches Signalbild für alle Fahrzeuge erzielt wird. 


Bonn, den 20. März 1974 


Der Ausschuß für Verkehr 

Börner Wende 

Vorsitzender Berichterstatter 



